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Bei Antwort bitte Kennzeichen angeben
Bearbeiter
Durchwahl
Datum

VST-4774/4 QUOTE  \* MERGEFORMAT 
Mag. Teissl QUOTE  \* MERGEFORMAT 
12 QUOTE  \* MERGEFORMAT 
1. Juli 2003 QUOTE  \* MERGEFORMAT 
Betrifft

Bundes- Behindertengleichstellungsgesetz/Vorhaben;

Gemeinsame Länderposition
E-MAIL

An das

Bundesministerium

für soziale Sicherheit, Generationen

und Konsumentenschutz

Stubenring 1

1010 Wien

(zu GZ. 44.001/31-1/03)

An das

Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst

Ballhausplatz 2

1014 Wien

An das

Bundesministerium für Justiz

Museumstraße 7

1016 Wien

1. Die Verbindungsstelle der Bundesländer trägt in der Betreffsangelegenheit folgende Gemeinsame Länderposition vor:

Im Februar dieses Jahres haben alle vier im Nationalrat vertretenen Parteien einen Entschließungsantrag eingebracht, nach dem bis Ende dieses Jahres ein Entwurf für ein „Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz“ erarbeitet werden soll. Zur Vorbereitung dieses Gesetzes wurde eine Lenkungsgruppe eingerichtet, die bereits in zwei Sitzungen zusammen gekommen ist.

Über die Verbindungsstelle der Bundesländer sind den Ländern ein erster Entwurf für ein solches Gesetz sowie die Besprechungsprotokolle der Lenkungsgruppe zur Verfügung gestellt worden. Diese lassen unzweifelhaft erkennen, dass das Vorhaben - jedenfalls in seiner derzeitigen Zielsetzung - einen massiven Eingriff in die Gesetzgebungskompetenz der Länder darstellt. Eine Notwendigkeit für einen solchen Eingriff ist schon deshalb nicht erkennbar, da die Länder in diesem Bereich enorm viel geleistet haben.

Es wird daher verlangt, das Vorhaben auf die dem Bund zustehenden Kompetenzen zu reduzieren. Gleichzeitig besteht aber kein Einwand, wenn Ländervertreter zum Vorhaben, insbesondere wenn es um notwendige Abstimmungen zwischen den Regelungsbereichen des Bundes bzw. der Länder geht, beigezogen werden. Für Teilbereiche kann es sich auch als sinnvoll erweisen, den Weg einer staatsrechtlichen Vereinbarung (Art. 15a B-VG) einzuschlagen.

2. Zum Ersuchen des Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz um Nominierung eines Ländervertreters und eines Stellvertreters für die Arbeitsgruppe i.G. darf mitgeteilt werden, dass bis zum Vorliegen einer Antwort zu dieser gemeinsamen Stellungnahme, dh. bis zur Klärung des Umfanges des Vorhabens, insbesonders bezüglich der Kompetenzen, ein Vertreter der Verbindungsstelle der Bundesländer die Interessen der Länder wahrnehmen wird.

3. Mit dem Ersuchen um Berücksichtigung.


Der Leiter


Dr. BRAND

Für die Richtigkeit

der Ausfertigung

